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REGELUNG DER PROVINZIALSTEUER AUF BANKEN 

 

 

 

Artikel  1. – Zugunsten der Provinz Lüttich wird eine jährliche Steuer zu Lasten jeder 

natürlichen oder juristischen Person erhoben, durch deren Vermittlung auf dem Gebiet 

der Provinz eine der Öffentlichkeit zugängliche Bank eingerichtet wird. 

 

Art. 2. – Der Steuersatz wird jährlich auf 372 € pro Einrichtung festgelegt, plus eine 

Summe von 56 € pro getrennte Annahmestelle ab der fünften Stelle. 

 

Unter Annahmestelle versteht man jede Stelle (Raum, Büro, Schalter usw.), an der ein 

Angestellter der Bank ein Bankgeschäft zugunsten eines Kunden verrichten kann.  

 

Art. 3. – Unter Bank versteht man jede Einrichtung, die – ungeachtet der Tatsache, ob 

es sich um einen Hauptsitz, eine Zweigniederlassung, eine Zweigstelle, ein Büro usw. 

handelt – als Haupt- oder Nebentätigkeit Depositen annimmt und/oder Darlehen gewährt 

– in gleich welcher Form auch immer – sofern mindestens zwei Personen dort beschäftigt 

sind. 

 

Art. 4. – Die Steuer ist für das ganze Jahr zu entrichten, ungeachtet des Zeitpunkts und 

der Dauer der Einrichtung. 

 

Art. 5. – Die Steuer ist unaufgefordert in einem einzigen Mal spätestens am 1. März 

eines jeden Jahres und auf jeden Fall innerhalb des Monats nach demjenigen der 

Einrichtung einer neuen Bank auf das zu diesem Zweck vorgesehene Einnahmenkonto zu 

zahlen oder zu überweisen.  

 

Auf dem Abschnitt des Zahlungs- bzw. Überweisungsscheins müssen die Art der Steuer 

und der Standort der steuerpflichtigen Elemente angegeben sein. Diese Angaben können 

eventuell durch ein Schreiben an den Finanzdirektor der Provinz  mitgeteilt werden.  

 

Art. 6. – In Abweichung von Artikel 14 Absatz 2 der allgemeinen Regelung übermitteln 

die Gemeindeverwaltungen dem Provinzkollegium jedes Jahr spätestens für den 15. 

Februar eine Liste der am 1. Januar desselben Jahres auf dem Gebiet ihrer Gemeinde 

befindlichen steuerpflichtigen Elemente und teilen zudem innerhalb 15 Tagen jede neue 

Einrichtung mit. 

 

Auf der Grundlage dieser Auskünfte erstellt die Provinz die Liste der in Zahlungsverzug 

geratenen Steuerpflichtigen im Hinblick auf die Bildung einer Heberolle; in diesem Fall ist 

die Steuer sofort eintreibbar. 

 

Art. 7. – Die allgemeine Regelung über die Erhebung der Provinzialsteuern findet 

Anwendung auf vorliegende Steuer, sofern nicht durch die voraufgehenden 

Sonderbestimmungen hiervon abgewichen wird. 

 


